
Auf die Straße gegen Arbeitsplatzvernichtung, 
verschärfte Ausbeutung und Sozial-Kahlschlag
Am Montag den 21. September, ruft 
die IG Metall in allen Betrieben der 
Automobilindustrie zu Aktionen der 
Belegschaften auf. Das muss ein rich-
tiger Streiktag werden. 
Die Parole heißt: „Mitbestimmung 
durch Streik“ und das bis 
zum Generalstreik. Die Auto-
mobilarbeiter sollen mit der 
Vernichtung von hundert-
tausenden Arbeitsplätzen, 
Lohnkürzungen und unbe-
zahlter Arbeitszeitverlän-
gerung den Kopf hinhalten 
für rückläufige Milliarden-
gewinne der Automonopole. 
Auch in Essen werden stän-
dig Industriearbeitsplätze 
vernichtet, so bei Evonik, 
Verallia, Brenntag, Lieken, oder im 
benachbarten Mülheim bei Vallourec 
und in der Aldi-Zentrale.
Die Ausbeutungsoffensive von Mono-
polen und Regierung soll ohne Rück-
sicht noch dieses Jahr von dieser an-
gezählten Regierung durchgepeitscht 
werden. Es ist der größte und umfas-
sendste Angriff auf soziale Errungen-

schaften und Arbeiterrechte  in der 
Geschichte der BRD.
Diese Provokation braucht eine pas-
sende Antwort. Dabei geht es nicht 
um die Verteidigung eines „Sozial-
staats“, den es nie gab. Auch wenn 

früher manches besser war, war es 
doch immer ein kapitalistisches Aus-
beutersystem, in dem wir uns jede 
Verbesserung erkämpfen mussten. 
Es geht um eine klassenbewusste 
Antwort als Arbeiterklasse gegen das 
Monopolkapital und seine Regierung.
1997 haben über 130.000 Berg-
arbeiter die Vernichtung von 80.000 

Arbeitsplätzen durch einen General-
streik mit Autobahnblockaden ver-
hindert.
Am Samstag, den 26. September geht 
es weiter mit der Ruhrpott-Rebellion. 
Um 11.00 Uhr beginnt die zentrale 

Kundgebung von IG Me-
tall und anderen Gewerk-
schaften in NRW in Essen, 
am Burgplatz in der Innen-
stadt. Bundesweit finden 
in 15 Städten Aktionstage 
statt. Da gehören alle hin, 
ob Arbeiter, Angestellte, 
Pflegekräfte, Auszubilden-
de, Schüler, Studenten, 
Rentner, Arbeitslose: Alle 
sind von den Plänen der 
Bundesregierung betroffen.

Die ersten Aktionen im Juli waren ein 
guter Startschuss.

Die MLPD beteiligt sich aktiv an den 
Aktionen am 21.9. und 26.9. Sie ruft 
alle dazu auf, mit selbstständigen In-
itiativen bis hin zu Streiks diese Tage 
zu einem Signal der Arbeiteroffensive 
zu machen.

Kurz vor der 
Klausur der 
Merz-Regie-
rung schrie-
ben die Bos-
se von Audi, 

BMW, Mercedes-Benz, Porsche, ZF, 
Siemens, Eberspächer und die Ver-
bände der Metall-Kapitalisten in Bay-
ern und Baden-Württemberg einen 
Brief an Kanzler Merz und seine Re-
gierungsmannschaft. Darin fordern 
sie ultimativ im Befehlston, „schleu-
nigst und ohne irgendwelche Abstri-
che“ die im Koalitionsvertrag vorge-
sehenen „Reformen“ durchzusetzen. 
Damit demonstrieren sie unverhoh-

len, wer in diesem Land Herr im Haus 
ist und wer ergebener Diener. 
Die Konzernchefs ereifern sich in 
ihrem Brief über eine Sozialversiche-
rungsquote von 42,3 % des Brutto-
lohns, obwohl sie nicht einmal mehr 
die Hälfte davon bezahlen. Eigentlich 
müssten sämtliche Sozialabgaben 
durch eine umsatzbezogene Sozial-
steuer von den Unternehmern be-
zahlt werden, was die MLPD schon 
lange fordert. Sie fordern  die Ab-
schaffung der abschlagsfreien Ren-
te nach 45 Versicherungsjahren. Sie 
selbst wollen aber unbedingt das 
Recht behalten, Beschäftigte in Al-
tersteilzeit zu schicken, wenn es ih-

nen bei der Vernichtung von Arbeits-
plätzen in den Kram passt. Während 
laut Merz für Soziales kein Geld da ist, 
wurden mit dem sogenannten „Inves-
titionsbooster“ derselben Regierung 
die Konzerne mit über 45 Milliarden 
Euro steuerlich entlastet. Bei der Auf-
rüstung sagt Merz: „Whatever it takes“ 
also: Egal was es kostet.

Die Ausbeutungsoffensive zum Rohrkrepierer machen
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Hier geht es zum Hin-
tergrundgespräch mit 
Stefan Engel, Leiter der 
Redaktion Revolutionärer 
Weg, zur  Ausbeutungs-
offensive von Regierung 
und Monopolen



Essen auf dem Weg zur Rüstungsmetropole
Vom 22. bis 25. September findet in 
der Messe Essen erstmals die Euro 
Defence Expo (EUDEX) statt. Hun-
derte Aussteller aus vielen Ländern, 
von Start-Up-Unternehmen bis zu 
großen Konzernen, präsentieren 
sich hier, um von Hochrüstung und 
Kriegsvorbereitung zu profitieren. 
Aus Essen nehmen u.a. EVONIK und 
Hochtiet teil.
Die EUDEX wirbt damit, dass sie 
einen „Total Defence-Ansatz“ ver-
folge: „Dieses Konzept integriert 
alle gesellschaftlichen Akteure, um 
Demokratie, Sicherheit und Freiheit 
gegen jegliche Bedrohung zu schüt-
zen – von hybriden Aktivitäten über 
Cyber-Attacken bis hin zur offenen 
militärischen Konfrontation.“
Mit „alle gesellschaftlichen Akteure“ 
sind natürlich nur die militärischen, 
industriellen und politischen Akteure 
der Kriegsvorbereitung und -ertüch-
tigung gemeint. Denn die Öffentlich-
keit ist von der EUDEX ausgeschlos-
sen.
Ersetzt man das Wort „defence“ (Ver-
teidigung) durch Krieg, dann wird der 
wirkliche Ansatz der EUDEX deutlich: 
Es geht um den totalen Krieg im 21. 
Jahrhundert, der auch den Einsatz 
von Atomwaffen einschließt.

Der Termin der EUDEX wurde 
bewusst so gelegt, dass sie gleich-
zeitig mit der jährlichen Tagung des 
Gemeinsamen Kompetenzzentrums 
für NATO-Luftstreitkräfte (Joint Air 
Power Competence Centre, JAPCC) 
stattfindet. Der Direktor des JAPCC, 
ein US-amerikanischer Drei-Sterne-

General, ist zugleich Befehlshaber 
des NATO-Luftkommandos in Ram-
stein. Ohne Ramstein wären die im-
perialistischen Kriege der USA, wie 
aktuell der US-israelische Angriffs-
krieg gegen den Iran so nicht mög-

lich. Durch Ramstein ist Deutschland 
bzw. die Bundesregierung direkt 
an diesen Kriegen beteiligt. Von 
deutschem Boden geht schon lange 
wieder Krieg aus. Der deutsche 
Imperialismus bereitet gemeinsam 
mit den NATO-Staaten aktiv einen 
III. Weltkrieg vor. Wir sind einem 
solchen Krieg so nah wie nie zuvor. 
Das muss durch aktiven Widerstand 
verhindert werden. Am Sonntag, 20. 
September findet um 14 Uhr eine 
vom Essener Friedensforum initiierte 
Demonstration gegen NATO-Tagung 
und Rüstungsmesse von der Philhar-
monie zur Gruga/Messe statt. Bereits 
am Antikriegstag 1. September wur-
de in Essen u.a. gefordert:

-	 Nein zur NATO-Tagung und 	
	 Rüstungsmesse in Essen 
- 	 Keine „Kanonenstadt 2.0“!
-	 Nein zur Wehrpflicht 
– 	 diesem System keine Frau, 	
	 keinen 	Mann und keine	n	
	 Cent!
-	 Bundeswehr raus aus den 	
	 Schulen!

Deshalb macht mit bei den Schul-
streiks gegen die Wehrpflicht.

Kindergesundheit: Sozialdezernent will mehr 
Bürokratie statt Vorsorge
Kinder sind unsere Zukunft. Also 
müsste doch alles dafür getan 
werden, dass es ihnen gut geht. Die 
aktuellen Ergebnisse der Schulein-
gangsuntersuchung in Essen zei-
gen ein anderes Bild: 58,9 % aller 
Vorschulkinder im Jahr 2025 hat-
ten Defizite wie fehlende Sprach-
kenntnis, mangelnde Körperkoor-
dination, Übergewicht. In manchen 
nördlichen Stadtteilen sind es 
sogar drei Viertel der Kinder. Der 
Zusammenhang zu diesen Zahlen, 
Wohnort und Armut ist nachweis-
lich. Die Lösung von Sozialdezer-
nent  Renzel lautet: verpflichten-
de Kita-Eingangsuntersuchungen 
und mehr Prävention in gynäko-
logischen Praxen – also noch mehr 
Statistik und Abschiebung der Ver-

antwortung auf Ärzte. Die Kritik 
eines früheren Katernberger Kin-
derarztes daran ist völlig berech-
tigt. Was die Kinder für eine posi-
tive Entwicklung brauchen sind 
mehr und qualifiziertes Personal 
in den Kitas, um die Kinder ent-
sprechend fördern zu können. Die 
Kitaplätze müssen kostenlos sein 
und kostenloses, gesundes Essen 
bieten. Es braucht eine Förderung 
des Breitensports, Ausbau kosten-
loser Kultur-, Sport- und Freizeit-
einrichtungen statt der Schließung 
von Schwimmmöglichkeiten. Das 
alles sind Forderungen der MLPD, 
die nur im gemeinsamen Kampf 
durchzusetzen sind gegen die ver-
breitete Meinung, es sei kein Geld 
da. 

Rüstungsmesse und Tagung der NATO Luftkrieger

Kurz vor den Schulferien verteilten wir von 
der MLPD in Katernberg an einer Bushalte-
stelle vor der Gustav-Heinemann-Gesamt-
schule Flyer, um Schüler für die Teilnahme an 
der Ruhrpott-Rebellion zu gewinnen. Gegen 
Ende tauchte ein Vertreter der Schulleitung 
auf. Es gäbe eine Weisung der Schulbehör-
de, nach der auch auf öffentlichem Gelände 
nichts verteilt werden dürfte. Schule müsste 
politisch neutral sein. Wir entgegneten, dass 
das Schulamt überhaupt nicht das Recht hat, 
demokratische Rechte außer Kraft zu setzen. 
Und mit der Neutralität der Schule ist es ja 
nicht weit her, sagten wir mit Verweis auf ein 
Werbeplakat der Bundeswehr direkt an der 
Haltestelle. Er wusste nicht mehr, was er sa-
gen sollte, meinte, er müsse die Weisung um-
setzen und zog ab.

Berichtet uns gerne auch von Werbeeinsät-
zen der Bundeswehr an Euren Schulen

Schule politisch neutral?



Ständig steigende Mieten: ein unveränderliches
Naturgesetz?
Seit dem 1.8. gilt in Essen ein neu-
er Mietspiegel. Die Mieter sollen sich 
auf steigende Mieten einstellen, so 
die NRZ. Die günstigste Basis-Miete 
wurde von 6,52 um 4,4 % auf 6,81 € 
angehoben, nach 2 Jahren. Angeblich 
ist das im Vergleich zum Verbraucher-
preisindex moderat.
In Wirklichkeit sichern sich die kapi-
talistischen Wohnungsbaukonzerne 
darüber eine stetig sprudelnde Pro-
fitquelle. Dafür drehen sie an ver-
schiedenen Stellschrauben. Früher 
waren z.B. die Wohnungen von 1947 
bis 1976 noch in drei Bau(preis)klas-
sen unterteilt. Seit 2024 sind sie in 

einer Bauklasse zusammengefasst, 
natürlich mit dem Preisniveau der 3. 
Klasse. Ständig werden Modernisie-
rungen für dauerhafte Prozent-Auf-
schläge ausgenutzt, z.B. für eine Zen-
tralheizung.
Das Menschenrecht auf Wohnen ver-
wandelt sich im Kapitalismus in eine 
Ware; ca. 35% vom Monatslohn gel-
ten als „normal“. Im Sozialismus wäre 
damit Schluss. Als China noch sozia-
listisch war, lag die Miete gerade mal 
bei 5 %.

(Wohngebietsaufbaugruppe
 Altenessen)

Das Quartier Lerchen- und Boverstraße
muss bleiben!
Mülheim-Dümpten: Die städtische 
Tochtergesellschaft SWB, Service-
Wohnungsvermietungs- und -bau-
gesellschaft mbH plant, die ganze 
Häuserzeile in der Lerchen- und Bo-
verstraße, 73 Wohneinheiten „nie-
derzulegen“, wie es neudeutsch ver-
harmlosend heißt, um Neubauten zu 
errichten. 
Das ist allemal lukrativer als die Sa-
nierung, die für manche Wohnun-
gen zweifellos erforderlich ist. Der 
kürzlich von der Bundesregierung 
beschlossene „Bauturbo“ bietet die 
Möglichkeit, unbürokratisch Bauge-
nehmigungen zu bekommen. Archi-
tekten und Umweltverbände warnen, 
dass Beschleunigungen nicht zulas-
ten der Baukultur, des Lärmschutzes 
oder der Bürgerbeteiligung gehen 
dürfen. 
Genau das ist aber hier der Fall. In 
einem offenen Brief schreiben „archi-
tects4future“ u.a.: „Die klimagerechte, 
lebenswerte und zukunftsgerechte 
Stadt entsteht nicht durch Neubau, 
sondern vor allem durch den an-
erkennenden und verantwortungs-
vollen Umgang mit dem, was bereits 
vorhanden ist.“ Abriss und Neubau 
wären eine völlig unnötige Ressour-
cenverschwendung. Die gewachsene 
Nachbarschaft würde zerstört. Men-

schen, die zum Teil seit Jahrzehnten 
dort leben, sollen bis Ende des Jahres 
ihre Wohnung verlassen, sie können 

nachts nicht mehr schlafen. Die liebe-
voll gepflegten Gärten, kleine Oasen, 
gerade bei den aktuellen Hitzewellen 
besonders wertvoll, wären dann Ge-
schichte. 
Einige Mieter, die vor kurzem einge-
zogen sind, wurden von der SWB im 

Glauben gelassen, eine langfristige 
Bleibe gefunden zu haben. Die Stim-
mung ist gemischt, von „ich halte hier 
die Stellung!“ und „ich fragte mich, 
welche schwerwiegenden Gründe 
es eigentlich dafür geben kann, eine 
seit vielen Jahrzehnten gut funktio-
nierende Nachbarschaft, bezahlbaren 
Wohnraum und eben diese wunder-
schönen Gärten samt uraltem Baum-
bestand zerstören zu wollen“, bis resi-
gniert, „die sitzen doch am längeren 
Hebel“. Für die SWB ist der lockende 
Gewinn durch hohe Mieteinnahmen 
genau der schwerwiegende Grund! 
Eine Mieterin hat in einem mehrteili-
gen Blog die bisherigen Erfahrungen 
literarisch verarbeitet, alle Nachbarn 
der Straße mit zwei Flugblättern in-
formiert und ihnen Mut gemacht, 
ihre Wohnungen zu verteidigen. Die 
Unterstützung der MLPD ist ihnen 
gewiss und geht weiter. Eine andere 
Bewohnerin: „Ich habe mich an den 
Oberbürgermeister (CDU) gewandt. 
Die Sekretärin sagte nur, er sei nicht 
zuständig.“ Ein OB, der sich für die 
Sorgen und Nöte seiner BürgerIn-
nen nicht zuständig fühlt, ist fehl am 
Platz! Hier gilt die Devise aus der 
Arbeiterbewegung: “Um uns selber 
müssen wir uns selber kümmern!“

Hier geht es zur 
einer Petition 
gegen den Abriss 
der Siedlung 
Lerchenstraße/
Boverstraße
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Alternative echter 
Sozialismus
Donald Trump wettert gegen je-
den demokratischen oder gar 
sozialistischen Gedanken, hetzt 
gegen Kommunismus und Kom-
munisten. Die AfD tut es ihm 
eifrig nach. Es ist doch so: Dass 
die ganze Welt zusammenarbei-
tet, Güter weltweit ausgetauscht 
werden, die ganze Gesellschaft 
für große Projekte zusammenlegt 
- das wollen sie auch. Sie wollen 
nur nicht, dass die Macht bei den 
Produzenten des gesellschaftli-
chen Reichtums liegt, damit damit 

dieser der Gesellschaft mit den 
arbeitenden Menschen zu gute 
kommt. Das soll  schön privat bei 
wenigen Superreichen und Ultra-
Kapitalisten bleiben. Die faschisti-
sche AfD ist keine Opposition zum 
kapitalistischen Irrsinn, sondern 
treibt ihn auf die Spitze! Wer eine 
Alternative sucht, muss nach links 
schauen: der Sozialismus ist der 
nächste Schritt in der Geschichte 
der Menschheit. Dafür haben wir 
ungleich bessere Voraussetzun-
gen als Russland 1917. Und mit 
der Lehre von der Denkweise ler-
nen wir, wie Fehlentwicklungen 
erkannt und vermieden werden. 

Montagsdemo Essen:
7. September, 5. Oktober, 2. November, 7. Dezember
jeweils um 18 Uhr auf der Porschekanzel vor der Markt-
kirche
Montagsdemo Mülheim:
5. Oktober, 2. November, 7. Dezember, jeweils um 17:00 
Uhr, Kurt-Schumacher-Platz, Ausgang Forum. 

Die Kinderorganisation Rotfüchse trifft sich jeden Sams-
tag um 15 Uhr im Treffpunkt Altendorf, Kopernikusstr. 8

Jeden Samstag ist im Jugendzentrum CHE ab 17 Uhr 
Programm, an der Rennbahn 1, Gelsenkirchen Horst

Hier die nächsten Termine

Das Problem der Hitze löst sich bestimmt 
mit der Anschaffung neuer, hitzeoptimier-
ter, sprich dünnerer, Kleidung. Die gibt es 
immerhin schonmal als Idee auf dem Pa-
pier. Und darüber hinaus vielleicht bald Kli-
maanlagen für die teuren Medikamente.
Und darüber hinaus? Da war eine gewisse 
Pflegedienstleitung schon vor Jahren ihrer 
Zeit vorraus. Wer unzufrieden ist, könne ja 
bei Aldi anfangen, war ihr Vorschlag. Na de-
ren Geschäftsräume sind immerhin konse-
quent klimatisiert.
Und warum sollten wir auch mit unseren 
Krankenhäusern besser hinbekommen als 
unsere Städte oder Züge?

Dann geh doch zu Netto!
Zuschrift aus dem Uniklinikum Essen

Die MLPD kennenlernen
Die Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands arbeitet seit 
1982 in Essen und Mülheim. Sie ist die bedeutendste Kraft links 
der Linkspartei und steht für einen revolutionären Weg. 
Die MLPD kämpft für echten Sozialismus, der aus 
positiven wie negativen Erfahrungen des 20. Jahr-
hunderts grundsätzliche Schlüsse zieht. Die MLPD 
ist eine Partei neuen Typs auf der Grundlage der 
proletarischen Denkweise. Es gibt unterschiedliche 
Parteigruppen, den Jugendverband REBELL und 
dessen Kinderorganisation Rotfüchse für Kinder 
von 6-12 Jahren. Kennenlernen kann man die Par-
tei in Aktion, im Internet unter www.mlpd.de, www.
mlpd-essen.de oder persönlich. Gerne vereinbaren 
wir Treffen, Besuche oder laden Sie ein. Melden Sie 
sich gerne unter essen-muelheim@mlpd.de

Neuerscheinung


